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Jugenddorf in Knutwil ist jetzt mobil
Seit diesem Jahr hat das Jugenddorf erstmals auch ein ambulantes Angebot. Oft geht es dabei umSchulabstinenzen.

Alexander von Däniken

Nächstes Jahr feiert das Jugend-
dorf inKnutwil seinen 100.Ge-
burtstag. Die Bewohner sind
deutlich jünger: zwischen14und
25 Jahre. Sie sind männlich,
stark verhaltensauffällig und
wegen straf- oder zivilrechtli-
cher Massnahmen an demOrt,
der für sie ein Neuanfang sein
kann. «Ihre Eltern geben mit
den Jugendlichen oft auch die
Verantwortungab», sagt Susan-
ne Enz. Sie leitet im Jugenddorf
die systemische Arbeit, ist also
darauf spezialisiert, die Bezie-
hungen und Dynamiken inner-
halb einerFamilie zuverstehen.

In der sozialpädagogischen
Institution kreisten die Gedan-
kendarum,wiedieElternbesser
zumDranbleibenmotiviertwer-
denkönnen.Gleichzeitig stellte
derKantonLuzern fest, dassdie
Nachfrage nach ambulanten
Leistungen hoch bleibt. Zwi-
schen demKanton und dem Ju-
genddorf besteht eine langjäh-
rige Leistungsvereinbarung.
«Wir schlugen der zuständigen
Dienststelle Soziales und Ge-
sellschaft vor, eine ambulante
Leistung anzubieten, was auf
gute Resonanz stiess», sagt Su-
sanne Enz. Konkret bewilligte
die Dienststelle einen zweijäh-
rigenPilotversuch fürdie aufsu-
chende sozialpädagogische Fa-
milienbegleitung «mobil».

Premiere für
Jugenddorf
Das Angebot ist nicht einzig-
artig, wie Enz betont. Aber für
das Jugenddorf, das sich bisher
auf stationäre Leistungen kon-

zentrierthat, sei eseinePremie-
re.Zudemkönnenverschiedene
Synergien genutzt werden;
nebender fachlichenErfahrung
stünden bei Bedarf in Knutwil
auch Sitzungs- und Bespre-
chungszimmer bereit. Aber was
beinhaltet das Anfang dieses
Jahres gestartete Angebot? Es
richtet sich anEltern, die sich in
der Erziehung überfordert füh-

len oder die wegen Krankheit,
einer Sucht oder chronischer
Konflikte aktuell nicht mehr in
der Lage sind, einen geregelten
Alltag zu gestalten. Sie werden
über Fachstellen wie die Kesb,
Sozialdienste der Gemeinden
oderschulpsychologischeDiens-
te an das Jugenddorf vermittelt.

Erfahrene Expertinnen be-
suchen die Familie in deren Zu-

hause. Neben Gesprächen als
zentralem Instrument werden
überFamilienaufstellungenund
Rollenspiele andere Perspekti-
venaufgezeigt undThemenver-
tieft. «Dabei sind ganz klar die
Eltern im Fokus, nicht ihre Kin-
der.»DieBegleitunghabeeinen
präventivenCharakter.Oder sie
unterstütztEltern,wennKinder
oder Jugendliche aus dem Ju-

genddorf oder einem anderen
Heimzurück in ihrZuhause zie-
hen.Auffallend ist, dass vonden
bisher elf Fällen bei deren vier
der Schulabsentismus im Vor-
dergrundgestanden ist; alsodas
häufige unentschuldigte Fern-
bleiben von Kindern und Ju-
gendlichen imUnterricht.

Generell ist die Nachfrage
hoch, sagt SaraKrähenbühl.Die

sozialpädagogische Familien-
beraterin bildet zusammenmit
Susanne Enz vorerst das ausrü-
ckende Team. Eigentlich wäre
für das erste Jahr der Pilotphase
noch ein drittes Mitglied ge-
plant. Auf ein entsprechendes
Stelleninserat hat sich aber
nochkeinegeeignetePersonge-
meldet – ein Zeichen des Fach-
kräftemangels. «Unabhängig
davon ist der Start sehr gut ver-
laufen», sagt Krähenbühl. Zwi-
schenzeitlich musste sie eine
Warteliste führen.Anders als im
Jugenddorf beschränke sichhier
das Alter der Kinder nicht nur
auf Teenager. «Wir hatten
schonFamilienmitKindergärt-
lern.» Die Arbeit sei sehr viel-
seitig und bisweilen herausfor-
dernd, aber die Eltern würden
dieBegleitungderExpertinnen
schätzen.

Konfliktemüssten
ganzheitlichgelöstwerden
Die Ziele sind klar: Die Selbst-
wirksamkeit der Eltern soll ge-
stärkt, ihre Fähigkeiten für
Kommunikation und Konflikt-
bewältigung sollen gefördert
werden. Letztlich geht es laut
Susanne Enz um ein besseres
Verständnis für gewisseVerhal-
tensweisen innerhalbderFami-
lie und um eine angemessene
Reaktion darauf. «Wenn ein
Teenager nicht aufstehen will,
kommt es sehr darauf an, mit
welcher Einstellung die Mutter
seineZimmertür öffnet», nennt
Enz als Beispiel. Sie und Sara
Krähenbühl sind jedenfalls
überzeugt davon, dass manche
Konflikte ganzheitlich gelöst
werdenmüssen.

Susanne Enz, Leiterin der systemischen Arbeit (rechts), mit der sozialpädagogischen Familienarbeiterin Sara Krähenbühl im Garten des Ju-
genddorfs Knutwil. Bild: Eveline Beerkircher (13. 8. 2025)

Ständemehr – demokratisch oder nicht?
Luzerner sowie Zuger Politikerinnen und Politiker imParlament sind sich uneins, wie über die EU-Verträge abgestimmtwerden soll.

Federico Gagliano

Während die Beziehungen zu
denUSAbröckeln,will derBun-
desrat die Abkommen mit der
EUfestigen.DieneuenVerträge
deckenunteranderemStromab-
kommen, Rechtsübernahmen
und Schiedsverfahren mit dem
EuropäischenGerichtshof ab.

Die EU-Verträge befinden
sich zurzeit in der Vernehmlas-
sung, die bis zum 31. Oktober
dauert. Das Volk wird voraus-
sichtlich2028darüberentschei-
den können. Nicht gefragt sind
die Kantone – der Bundesrat
empfiehlt,ohneStändemehrvor-
zugehen, mit der Begründung,
dassdiesbeidenbisherigenbila-
teralenVerträgenmitderEUder
Fall war. Ob das rechtens ist,
steht zurDebatte.EinigederLu-
zerner und Zuger National- und
Ständeräte haben allerdings be-
reits eine klareMeinungdazu.

SVPgeschlossen
fürStändemehr
«Ja, selbstverständlichmussdas
Ständemehr gelten», sagt zum
BeispielLuzernerSVP-National-
ratFranzGrüter.«DieseVerträ-
ge tangieren unseren Staat in
zentralen Fragen – von der Sou-

veränitätüberdieGesetzgebung
bis hin zur direkten Demokra-
tie.» Gleiches sagen seine bei-
den Partei- und Ratskollegen,
dieLuzernerNationalrätinVro-
niThalmann-BieriundderZu-
gerNationalratThomasAeschi.
Letzterer sagtdazu:«Damitden
neuen EU-Verträgen gewisse
Verfassungsbestimmungenauf-
geweicht werden, braucht es zu
deren Inkraftsetzung die glei-
chen Kriterien wie für eine Än-
derungderBundesverfassung.»

Fast ebenso geschlossen ist
die Mitte. Die Luzerner Stände-
rätin Andrea Gmür-Schönen-
berger sagt: «Es soll auch das
Ständemehr gelten, weil es sich
um einen Staatsvertrag von
ausserordentlicher Bedeutung
handelt. Mit dem doppelten
Mehr nehmen wir zudem den
Gegnern den Wind aus den Se-
geln.» Angst vor einer Abstim-
mung sei ein schlechter Berater.
Sie sei überzeugt, dass man der
Bevölkerungschlussendlichauf-
zeigen könne, dass die Vorteile
der Bilateralen III überwiegen.
«WirbrauchengeregelteVerhält-
nissewenigstensmitderEU.Das
sollte gerademit demZolldeba-
kelklargewordensein.»DerLu-
zerner Nationalrat Leo Müller

möchte mit dem Ständemehr
denEntscheid festigen:«Sollten
diese Verträge nicht breit und
auch von den ‹Landkantonen›
mitgetragen werden, wäre das
eine schlechte Basis für die Zu-
kunft. Eine Zustimmung ohne
die Stände hätte für die Zukunft
das Potenzial, eine Stadt/Land-
Diskussion anzuheizen.» Auch

derZugerStänderatPeterHegg-
lin setzt sich fürdasStändemehr
ein: Das Abkommen schränke
dieKompetenzenderParlamen-
te und Regierungen von Bund
undKantonenein,deshalbsollen
siemitentscheiden können.

Die Luzerner Nationalrätin
Priska Wismer-Felder findet
auch, dass die Politik Vertrauen

aufs Spiel setzt, wenn auf das
Ständemehr verzichtet wird. Sie
werde sich aber intensiver mit
demThemaauseinandersetzen,
sobalddieVorlageaufdemTisch
liegt. Gleiches gilt für Luzerner
NationalratPiusKaufmann,der
sich noch nicht definitiv festle-
gen möchte. Zuger Nationalrat
GerhardPfister hat auf die An-
frage unserer Zeitung nicht ge-
antwortet.

«Inhalte sollen
imVordergrundstehen»
Gegen das Ständemehr stellen
sichSPunddieGrünen.FürMi-
chael Töngi ist die Sache klar
geregelt: «Wir treten nicht der
EUbei, sondernerneuernunse-
re Verträge mit ihr.» Es sei
falsch, in diesem Fall ein Stän-
demehr zu verlangen. Das Volk
hat 2012mit 75 Prozent eine In-
itiative abgelehnt, die allewich-
tigenStaatsverträgedemobliga-
torischen Referendum unter-
stellen wollte. Der Luzerner
Grüne-Nationalrat fügtnochan,
dass eherdie Inhalte imVorder-
grund stehen sollten. Ausser-
dem zweifle er daran, ob das
Ständemehr mehr Demokratie
mit sich bringe: «Es kann dazu
führen,dasskleineKantoneeine

Volksmehrheit überstimmen.»
FürdieZugerParteikolleginMa-
nuelaWeicheltgebedieVerfas-
sung klare Spielregeln vor. «Die
EU-Verträge betreffen in erster
Linie Menschen und nicht die
Kantone»,sagtsie.Esseideshalb
richtig, dass die bilateralen Ver-
träge nicht dem Ständemehr
unterstehen. Auch die Luzerner
SP-Vertreter David Roth und
Hasan Candan verweisen
darauf, dass bei Staatsverträgen
das Volksmehr gelte. «Möchte
man dies ändern, müsste man
die Bundesverfassung ändern»,
sagt Roth und verweist wie Tön-
gi auf die abgelehnte Initiative
von 2012. «Volksentscheide in
dieserDeutlichkeitzu ignorieren,
isthochgradigundemokratisch.»

Nochunentschieden istman
beiderFDP.DerZugerStänderat
Matthias Michel möchte sich
nichtäussern,bevordieKantone
ihre Haltung bekannt geben.
Auch der Luzerner Nationalrat
Peter Schilliger will sich noch
nicht öffentlich festlegen. Der
Luzerner Ständerat Damian
Müller stehe noch in der Ent-
scheidungsfindung: «Ich werde
miralleArgumentegenauanhö-
ren und sorgfältig abwägen, be-
vor ichmeineHaltung forme.»

AndreaGmür-Schönenberger
StänderätinMitte

«Mitdemdoppelten
Mehrnehmen
wirdenGegnern
denWindausden
Segeln.»

MichaelTöngi
Nationalrat Grüne

«DasStändemehr
kanndazu führen,
dasskleineKantone
eineVolksmehrheit
überstimmen.»


